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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 7/2015 — 

A. Problem 

Auf Grund der im Regierungsentwurf des Ersten Gesetzes zur 
Reform des Ehe- und Familienredits (Drucksache 7/650) vor- 
gesehenen Regelungen über die Scheidungsvoraussetzungen in- 
folge des Wegfalls des Verschuldensprinzips sowie über die 
Scheidungsfolgen infolge des Versorgungsausgleichs nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch werden Folgeänderungen für den Be- 
reich des Beamtenversorgungsrechts erforderlich. 


B. Lösung 

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Änderung beamten- 
versorgungsrechtlicher Vorschriften regelt hauptsächlich zwei 
Bereiche: 

Die Versorgung der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen 
Beamten oder Ruhestandsbeamten durch Unterhaltsbeitrag wird 
künftig in Anknüpfung an den schuldrechtlichen Versorgungs- 
ausgleich gewährt. 

Die Versorgungsbezüge der Ruhestandsbeamten und Hinterblie- 
benen werden nach der Ehescheidung gekürzt, wenn nach der 
ab 1. Januar 1977 geltenden Regelung auf Grund der Entschei- 
dung des Familiengerichts (§ 1587 b Abs. 2 BGB) eine Anwart- 
schaft in der gesetzlichen Rentenversicherung begründet ist. Der 
Beamte kann die Kürzung durch entsprechende Zahlung an den 
Dienstherrn abwenden. Entsprechende Vorschriften sind für 
den Bereich der Länder und im Soldatenversorgungsgesetz vor- 
gesehen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Für den Bund, die Länder und die Gemeinden werden voraus- 
sichtlich keine Mehrausgaben gegenüber dem bisherigen Recht 
entstehen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Miltner 


1. Zum Verfahren 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ge- 
setzentwurf wurde in der 96. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 26. April 1974 an den Innenaus- 
schuß und nach § 96 der Geschäftsordnung an den 
Haushaltsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß 
hat am 22. Oktober 1975 gutachtlich Stellung ge- 
nommen. Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht 
nach § 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner 88. Sitzung am 26. November 1975 abschließend 
beraten. In einer Grundsatzaussprache am 9. Okto- 
ber 1974 war der Ausschuß übereingekommen, die 
Beratungen wegen des engen Sachzusammenhanges 
mit dem von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Ersten Eherechtsreformgesetzes - — 
Drucksache 7/650 — erst fortzusetzen, wenn abzu- 
sehen sei, in welcher Fassung der hierfür feder- 
führende Rechtsausschuß die Vorschriften über den 
Versorgungsausgleich beschließen werden. 

Der Rechts aus schuß hat die Beratung über die 
Vorschriften des Versorgungsausgleichs im Bürger- 
lichen Gesetzbuch (§§ 1587 a ff.) am 22. Oktober 1975 
im Grundsätzlichen beendet. Hinsichtlich der Vor- 
schriften über den schuldrechtlichen Versorgungs- 
ausgleich hat er sich weitgehend den Vorschlägen 
angeschlossen, die der Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung hierzu beschlossen hatte (Ausschuß- 
Drucksache 140 des Rechtsausschusses). 

Die Entscheidung des Innenausschusses erfolgte 
mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen. Die Fraktion der CDU/CSU lehnt den Ge- 
setzentwurf ebenso ab, wie sie die Vorschriften über 
den schuldrechtlichen Versorgungsausgleich in der 
vom Rechtsausschuß beschlossenen Fassung des Ge- 
setzentwurfs — Drucksache 7/650 — abgelehnt hatte. 

2. Zum Gesetzentwurf 

Soweit der Innenausschuß die Vorschriften des 
Gesetzentwurfs unverändert übernommen hat, wird 
auf ihre Begründung in der Regierungsvorlage 
— Drucksache 7/2015 — S. 8 ff. verwiesen. Der Aus- 


und Spiilecke 


schuß hat sich der Stellungnahme des Bundesrates 
angeschlossen, soweit die Bundesregierung ihr in 
ihrer Gegenäußerung und im Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens gefolgt ist. 

Mit dem Gesetz sollen hauptsächlich zwei Berei-> 
che geregelt werden: 

1. die Versorgung der geschiedenen Ehefrau eines 
verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten 
durch Unterhaltsbeitrag wird künftig in Anknüp- 
fung an den schuldrechtlichen Versorgungsaus- 
gleich gewährt; 

2. die Versorgungsbezüge der Ruhestandsbeamten 
und Hinterbliebenen werden nach der Eheschei- 
dung gekürzt, wenn nach der ab 1. Januar 1977 
geltenden Regelung auf Grund der Entscheidung 
des Familiengerichts (§ 1587 b Abs. 2 BGB) eine 
Anwartschaft in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung begründet ist. Der Beamte kann die 
Kürzung durch entsprechende Zahlung an den 
Dienstherrn abwenden. 

Das ursprünglich vorgesehene stufenweise In- 
krafttreten des Gesetzes mit einer Ubergangsrege- 
lung für die Zeit vom Inkrafttreten bis zum 31. De- 
zember 1980 entfällt, nachdem der Rechtsausschuß 
zum Eherechtsreformgesetz vorgeschlagen hat, es 
bereits zum 1. Januar 1977 in Kraft treten zu lassen. 
Diese Änderung bedingt, daß Artikel 1 Nr. 1 des 
Gesetzentwurfs zu entfallen hat. Die Nummern 2 bis 
5 werden damit als neue Nummern 4 a bis d in den 
Artikel 2 eingefügt. Der Innenausschuß folgte der 
gutachtlichen Stellungnahme des Rechtsausschusses 
zu Artikel 2 Nr. 4 und beschloß, § 125 Abs. 2 des 
Bundesbeamtengesetzes dahin zu ergänzen, daß der 
Erziehung eines waisengeldberechtigten Kindes die 
Sorge für ein waisengeldberechtigtes Kind mit kör- 
perlichen oder geistigen Gebrechen gleichsteht. Fer- 
ner folgte der Ausschuß dem Vorschlag des Rechts- 
ausschusses auf Einfügung eines neuen Artikels 4 a, 
der die Erstattung von Verwaltungskosten regelt. 
Die weiteren Änderungen wurden auf Grund der 
Beschlüsse des Rechtsausschusses zum Entwurf eines 
Ersten Eherechtsreformgesetzes — Drucksache 
7/650 — notwendig. 


Bonn, den 28. November 1975 


Dr. Miltner Spillecke 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/2015 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen und Eingaben für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. November 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (TübingenI Dr. Miltner Spillecke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften 
- Drucksache 7/2015 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

beamtenversorgungsrechtlicher Vorschriften beamten versorgungsreditli eher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (BundesgesetzbL I 

S. 1181), zuletzt geändert durch das vom 

(BundesgesetzbL IS... .), wird 

wie folgt geändert: 

1. In § 125 werden die Absätze 2 und 3 durch fol- 
gende Absätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Der geschiedenen Ehefrau eines verstor- 
benen Beamten oder Ruhestandsbeamten, die im 
Falle des Fortbestehens der Ehe Witwengeld er- 
halten hätte, ist auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag 
insoweit zu gewähren, als sie im Zeitpunkt des 
Todes des Beamten oder Ruhestandsbeamten ge- 
gen diesen einen Anspruch auf schuldrechtlichen 
Versorgungsausgleich hatte oder bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 1587 g des Bürger- 
lichen Gesetzbuches gehabt hätte. Der Unter- 
haltsbeitrag wird jedoch nur gewährt, 

1. solange die geschiedene Ehefrau beruf s- oder 
erwerbsunfähig im Sinne der Reichsversiche- 
rungsordnung ist oder mindestens ein wai- 
sengeldberechtigtes Kind erzieht oder 

2. wenn sie im Zeitpunkt der Scheidung der Ehe 
oder bei Beendigung der Erziehung minde- 
stens eines waisengeldberechtigten Kindes 
das fünfundvierzigste Lebensjahr vollendet 
hatte oder 

3. wenn sie das sechzigste Lebensjahr vollendet 
hat. 

Der nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in einem 
Hundertsatz des Witwengeldes festzusetzen; der 
Unterhaltsbeitrag darf fünf Sechstel des Witwen- 


Artikel 1 

entfällt 


Entwurf 
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Entwurf , Beschlüsse des 4. Ausschusses 

geldes nicht übersteigen. Eine im Hinblick auf die 
geschiedene Ehe gewährte Geschiedenen-Wit- 
wenrente ist auf den Unterhaltsbeitrag anzurech- 
nen. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die frühere 
Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten, deren Ehe mit diesem aufgeho- 
ben oder für nichtig erklärt war." 


2. § 128 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

3. In § 130 werden die Worte „schuldlos oder aus 
überwiegendem Verschulden des Ehemannes" 
gestrichen. 


4. §131 erhält folgende Fassung: 

„§ 131 

(1) Die Zahlung des Witwen- und Waisengel- 
des sowie eines Unterhaltsbeitrages nach §125 
Abs. 1 oder § 126 Abs. 2 beginnt mit dem Ablauf 
des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeit- 
punkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom 
Ersten des Geburtsmonats ab. 

(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach 
§125 Abs. 2 oder 3 beginnt mit dem Ersten des 
Monats, in dem eine der in § 125 Abs. 2 Satz 2 
genannten Voraussetzungen eintritt, frühestens 
jedoch mit Ablauf des Sterbemonats. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach 
§ 130." 


5. In § 132 werden die Worte „schuldlos oder aus 
überwiegendem Verschulden der Ehefrau" ge- 
strichen. 


A r t i k e 1 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 
iür die Zeit ah 1. J€inuar 1980 

Das Bundesbeamtengesetz wird wie folgt geän- 
dert: 


1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt V 
Nr. 8 eingefügt: 

„d) Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung 161 und 161 a". 

2. In § 111 Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 


Artikel 2 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundesgesetzbl. 1 

S. 1181), zuletzt geändert durch das vom 

(Bundesgesetzbl. IS,.. .), wird 

wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Entwurf 

„Rentenminderungen, die auf § 1587 b des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches beruhen, bleiben unbe- 
rücksichtigt." 

3. In § 115 Abs. 2 wird folgender Satz 3 eingefügt; 
„Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, 
die auf § 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbuches 
beruhen, bleiben unberücksichtigt." 

4. In § 125 werden die Absätze 2 und 3 durch fol- 
gende Absätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Der geschiedenen Ehefrau eines verstor- 
benen Beamten oder Ruhestandsbeamten, die im 
Falle des Fortbestehens der Ehe Witwengeld er- 
halten hätte, ist auf Antrag ein Unterhaltsbei- 
trag insoweit zu gewähren, als sie im Zeitpunkt 
des Todes des Beamten oder Ruhestandsbeamten 
gegen diesen einen Anspruch auf schuldrecht- 
lichen Versorgungsausgleich hatte oder bei Vor- 
liegen der Voraussetzungen des § 1587 g des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs gehabt hätte. Der Unter- 
haltsbeitrag wird jedoch nur gewährt, 

1. solange die geschiedene Ehefrau berufs- oder 
erwerbsunfähig im Sinne der Reichsversiche- 
rungsordnung ist oder jnindestens ein waisen- 
geldberechtigtes Kind erzieht oder 

2. wenn sie das sechzigste Lebensjahr vollendet 
hat. 


Der nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in einem 
Hundertsatz des Witwengeldes festzusetzen; der 
Unterhaltsbeitrag darf fünf Sechstel des entspre- 
chend § 161 gekürzten Witwengeldes nicht über- 
steigen. Eine im Hinblick auf die geschiedene 
Ehe gewährte Geschiedenen- Witwenrente ist auf 
den Unterhaltsbeitrag anzurechnen. 


(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die frühere 
Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten, deren Ehe mit diesem aufgehoben 
oder für nichtig erklärt war." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


3. unverändert 


4. In § 125 werden die Absätze 2 und 3 durch fol- 
gende Absätze 2 und 3 ersetzt: 

„(2) Der geschiedenen Ehefrau eines verstor- 
benen Beamten oder Ruhestandsbeamten, die im 
Falle des Fortbestehens der Ehe Witwengeld 
erhalten hätte, ist auf Antrag ein Unterhalts- 
beitrag insoweit zu gewähren, als sie im Zeit- 
punkt des Todes des Beamten oder Ruhestands- 
beamten gegen diesen einen Anspruch auf 
schuldrechtlichen Versorgungsaus gleich nach 
§ 1587 g Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs hatte. Der Unterhaltsbeitrag wird jedoch 
nur gewährt, 

1. unverändert 


2. unverändert 

Der Erziehung eines waisengeldberechtigten 
Kindes steht die Sorge für ein waisengeldberech- 
tigtes Kind mit körperlichen oder geistigen Ge- 
brechen gleich. 

Der nach Satz 1 festgestelite Betrag ist in einem 
Hundertsatz des Witwengeldes festzusetzen; 
der Unterhaltsbeitrag darf fünf Sechstel des 
entsprechend § 161 gekürzten Witwengeldes 
nicht übersteigen. Im Hinblick auf die geschie- 
dene Ehe gewährte Geschiedenen- Witwenren- 
ten und gleichartige Hinterbliebenenleistungen 
sind auf den Unterhaltsbeitrag anzurechnen, 
wenn die ihnen zugrunde liegenden Versor- 
gungsleistungen oder Versorgungsanwartschaf- 
ten des Verstorbenen in den Versorgungsaus- 
gleich einbezogen worden sind. 

(3) unverändert 


4 a. § 128 Abs. 3 Satz 2 wird gestrichen. 

4 b. In § 130 werden die Worte „schuldlos oder aus 
überwiegendem Verschulden des Ehemannes" 
gestrichen. 
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Entwurf 


5. In § 160 a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminde- 
rungen, die auf § 1587 b des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs beruhen, bleiben unberüdisiditigt." 

6. Nach § 160 b werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„d) Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung 

§ 161 

(1) Gelten Beiträge zur Begründung einer An- 
wartschaft auf eine bestimmte Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung nach § 1587 b 

Abs. 2 Satz 2 und 3 des Büxgerlichen Gesetz- 
buchs als entrichtet^ werden die Versorgungsbe- 
züge nach Anwendung von Rühens-, Kürzungs- 
und Anrechnungsvorsdiriften um den nach Ab- 
satz 2 oder 3 berechneten Betrag gekürzt. 


(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt be- 
rechnet sich aus dem Rentenbetrag, hinsichtlich 
dessen die Beiträge auf Grund des Beschlusses 
im Verfahren nach § 621 f der Zivilprozeßord- 
nung als entrichtet gelten, erhöht um die Hun- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

4 c. § 131 erhält folgende Fassung; 

«§ 131 

(1) Die Zahlung des Witwen- und Waisen- 
geldes sowie eines Unterhaltsbeitrages nadi 
§ 125 Abs. 1 oder § 126 Abs. 2 beginnt mit dem 
Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach die- 
sem Zeitpunkt geboren werden, erhalten Wai- 
sengeld vom Ersten des Geburtsmonats ab. 

(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages 
nach § 125 Abs. 2 oder 3 beginnt mit dem Ersten 
des Monats, in dem eine der in § 125 Abs. 2 
Satz 2 genannten Voraussetzungen eintritt, 
frühestens jedodi mit Ablauf des Sterbemonats. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend 
für die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach 
§ 130." 

4 d. In § 132 werden die Worte „schuldlos oder aus 
überwiegendem Verschulden der Ehefrau" ge- 
strichen. 


5. unverändert 


6. Nach § 160 b werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

„d) Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung 

§ 161 

(1) Sind Anwartschaften in einer gesetzlichen 
Rentenversicherung nach § 1587 b Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches durch Entscheidung 
des Familiengerichts begründet worden, werden 
nach Rechtskraft dieser Entscheidung die Ver- 
sorgungsbezüge des verpflichteten Ehegatten 
und seiner Hinterbliebenen nach Anwendung 
von Rühens-, Kürzungs- und Anrechnungsvor- 
schriften um den nach Absatz 2 oder 3 berech- 
neten Betrag gekürzt. Das Ruhegehalt, das der 
verpflichtete Ehegatte im Zeitpunkt der Rechts- 
kraft des Scheidungsurteils erhält, wird erst ge- 
kürzt, wenn aus der Versicherung des berech- 
tigten Ehegatten eine Rente zu gewähren ist. 
Das einer Vollwaise zu gewährende Waisen- 
geld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht 
der gesetzlichen Rentenversicherungen die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung einer Waisen- 
rente aus der Versicherung des berechtigten 
Ehegatten nicht erfüllt sind. 

(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt 
berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch 
die Entscheidung des Familiengerichts begrün- 
deten Anwartschaften. Dieser Monatsbetrag er- 
höht sich bei einem Beamten um die Hundert- 
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Entwurf 

dertsätze der nach dem Eintritt der Rechtshän- 
gigkeit des Scheidungsantrags bis zum Zeitpunkt 
des Eintritts in den Ruhestand eingetretenen Er- 
höhungen der beamtenrechtlidien Versorgungs- 
bezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. 
Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand 
an erhöht sich der -Kürzungsbetrag in dem Ver- 
hältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwen- 
dung von Rühens-, Kürzungs- und Anrechnungs- 
vorschriften durch Anpassung der Versorgungs- 
bezüge erhöht. 


(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und 
Waisengeld berechnet sich aus dem Kürzungs- 
betrag nach Absatz 2 für das Ruhegehalt, das 
der Beamte erhalten hat oder hätte erhalten kön- 
nen, wenn er am Todestag in den Ruhestand ge- 
treten wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen- 
oder Waisengeldes. 

(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 125 Abs. 2 
oder 3 und eine Abfindungsrente nach § 153 wer- 
den nicht gekürzt. 

§ 161 a 

(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach 
§ 161 kann von dem Beamten bis zum Eintritt 
in den Ruhestand ganz oder teilweise durch Zah- 
lung eines Kapitalbetrages an den Dienstherrn 
abgewendet werden. 

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag an- 
gesetzt, der auf Grund des Beschlusses im Ver- 
fahren nach § 621 f der Zivilprozeßordnung zur 
Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte 
Rente zu leisten gewesen wäre, erhöht um die 
Hundertsätze der nach dem Tage, an dem der 
Beschluß erlassen worden ist, bis zum Tage der 
Zahlung des Kapitalbetrages eingetretenen Er- 
höhungen der beamtenrechtlichen Versorgungs- 
bezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. 


(3) Bei teilweiser Za.hlung vermindert sich die 
Kürzung der Versorgungsbezüge in dem entspre- 
chenden Verhältnis; der Betrag der teilweisen 
Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbe- 
züge des Beamten nicht unterschreiten." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Sätze der nach dem Zeitpunkt des Eintritts der 
Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags bis zum 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand ein- 
getretenen Erhöhungen der beamtenrechtlichen 
Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen fest- 
gesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den 
Ruhestand an, bei einem Ruhestandsbeamten 
vom Zeitpunkt des Eintritts der Rechtshängig- 
keit des Scheidungsantrags an, erhöht sich der 
Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich 
das Ruhegehalt vor Anwendung von Rühens-, 
Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch 
Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht. 

(3) unverändert 


(4) u n V e rändert 


§ 161 a 

(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach 
§ 161 kann von dem Beamten oder Ruhestands- 
beamten ganz oder teilweise durch Zahlung 
eines Kapitalbetrages an den Dienstherrn ab- 
gewendet werden. 

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag 
angesetzt, der auf Grund der Entscheidung des 
Familiengerichts nach § 1587 b Abs. 2 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs zur Begründung der An- 
wartschaft auf die bestimmte Rente zu leisten 
gewesen wäre, erhöht um die Hundertsätze 
der nach dem Tage, an dem die Entscheidung 
des Familiengerichts ergangen ist, bis zum Tage 
der Zahlung des Kapitalbetrages eingetretenen 
Erhöhungen der beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt 
sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhe- 
stand an, bei einem Ruhestandsbeamten von 
dem Tage an an dem die Entscheidung des Fa- 
miliengerichts ergangen ist, erhöht sich der 
Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich 
das Ruhegehalt vor Anwendung von Rühens-, 
Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch 
Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht. 

(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich 
die Kürzung der Versorgungsbezüge in dem 
entsprechenden Verhältnis; der Betrag der teil- 
weisen Zahlung soll den Monatsbetrag der 
Dienstbezüge des Beamten oder des Ruhegehalts 
des Ruhestandsbeamten nicht unterschreiten." 
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Entwurf 
Artikel 3 

Vorschriften für den Bereich der Länder 

(1) Unmittelbar für den Bereich der Länder gel- 
ten die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
über 

1. den Unterhaltsbeitrag für die geschiedene Ehe- 
frau eines verstorbenen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten (§ 125 Abs. 2, 3), 

2. den Beginn der Zahlung des Witwen- und Wai- 
sengeldes oder Unterhaltsbeitrages (§ 131), 

3. die Nichtberücksichtigung von Renten, Renten- 
erhöhungen und Rentenminderungen (§111 Abs. 
3 Satz 1 zweiter Halbsatz, § 115 Abs. 2 Satz 3 
und § 160 a Abs. 1 letzter Satz), 

4. die Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung (§§ 161, 161 a); 

soweit in den genannten Vorschriften auf nicht un- 
mittelbar geltende Vorschriften verwiesen wird, tritt 
an deren Stelle das entsprechende Landesrecht. Die 
Änderungen des § 128 Abs. 3 und der §§ 130, 132 
des Bundesbeamtengesetzes durch Artikel 1 Nr. 2, 
3 und 5 dieses Gesetzes gelten mit unmittelbarer 
Wirkung für den Bereich der Länder entsprechend. 

(2) § 73 und die Worte „schuldlos oder aus über- 
wiegendem Verschulden der Ehefrau" in § 78 Satz 1 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1025), zuletzt geändert durch das . . . . 

vom (Bundesgesetzbl. IS....), werden 

gestrichen. 

(3) Ist in Gesetzen und Verordnungen auf nach Ab- 
satz 1 oder 2 außer Kraft getretene oder gestrichene 
Vorschriften verwiesen, treten an deren Stelle die 
entsprechenden, in Absatz 1 genannten Vorschriften. 


Artikel 4 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1481), zuletzt geändert durch das 

vom (Bundesgesetzbl. IS.. . .), wird 

wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird unter Abschnitt IV 
als neue Nummer 10 a eingefügt: 

„10 a. Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung 55 c und 55 d". 

2. In § 20 Abs. 3 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
Artikel 3 

Vorschriften für den Bereich der Länder 

(1) Unmittelbar für den Bereich der Länder gel- 
ten die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes 
über 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 

soweit in den genannten Vorschriften auf nicht un- 
mittelbar geltende Vorschriften verwiesen wird, tritt 
an deren Stelle das entsprechende Landesrecht. Die 
Änderungen des § 128 Abs. 3 und der §§ 130, 132 
des Bundesbeamtengesetzes durch Artikel 2 Nr. 4 a, 
4 b und 4 d dieses Gesetzes gelten mit unmittelbarer 
Wirkung für den Bereich der Länder entsprechend. 

(2) u n verändert 


(3) unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

(1) Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 1971 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1481), zuletzt geändert durch das 

vom (Bundesgesetzbl. IS....), wird 

wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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„Rentenmindeningen, die auf § 1587 b des Büri- 
gerlidien Gesetzbuches beruhen, bleiben unbe- 
rücksichtigt." 

3, In § 22 Abs. 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 3 . unverändert 

„Rentenerhöhungen und Rentemninderungen, die 
auf § 1587 b des Bürgerlichen Gesetzbuchs beru- 
hen, bleiben unberücksichtigt." 


4. In § 55 a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 4. unverändert 

„Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminde- 
rungen, die auf § 1587 b des Bürgerlidien Gesetz- 
buchs beruhen, bleiben unberücksichtigt." 


5. Nach § 55 b werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„10 a. Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidimg 

§55c 

(1) Gelten Beiträge zur Begründung einer An- 
wartschaft au/ eine bestimmte Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung nach § 1587 b Abs. 
2 Satz 2 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches als 
entrichtet, werden die Versorgungsbezüge nach 
Anwendung von Rühens-, Kürzungs- und Anrech- 
nungsvorschriften um den nach Absatz 2 -oder 3 
berechneten Betrag gekürzt. 


(2) Der Kürzimgsbetrag für das Ruhegehalt be- 
rechnet sich aus dem Rentenbetrag, hinsichtlich 
dessen die Beiträge auf Grund des Beschlusses im 
Verfahren nach § 621 f der Zivilprozeßordnung 
als entrichtet gelten, erhöht um die Hundertsätze 
der nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit des 
Scheidimgsantrags bis zum Zeitpunkt des Ein- 
tritts in den Ruhestand eingetretenen Erhöhun- 
gen der becun ienrechtlichen Versorgungsbezüge, 
die in festen Beträgen festgesetzt sind. Vom Zeit- 
punkt des Eintritts in den Ruhestand an erhöht 
sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in 
dem sich das Ruhegehalt vor Anwendimg von 
Rühens-, Kürzimgs- und Anrechnungsvorschriften 
durch Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht. 


5. Nach § 55 b werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

„10 a. Kürzung der Versorgungsbezüge nach der 
Ehescheidung 

§ 55 c 

(1) Sind Anwartschaften in einer gesetzlichen 
Rentenversicherung nach § 1587 b Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches durch Entscheidung 
des Familiengerichts begründet worden, werden 
nach Rechtskraft dieser Entscheidung die Ver- 
sorgungsbezüge des verpflichteten Ehegatten undl 
seiner Hinterbliebenen nach Anwendung von 
Rühens-, Kürzungs- und Anrechnimgsvorschriften 
um den nach Absatz 2 oder 3 berechneten Betrag 
gekürzt. Das Ruhegehalt, das der verpflichtete 
Ehegatte im Zeitpunkt der Rechtskraft des Schei- 
dungsurteils erhält, wird erst gekürzt, wenn aus 
der Versicherung des berechtigten Ehegatten eine 
Rente zu gewähren ist. Das einer Vollwaise zu 
gewährende Weisengeld wird nicht gekürzt, 
wenn nach dem Recht der gesetzlichen Renten- 
versicherungen die Voraussetzungen für die Ge- 
währung einer Waisenrente aus der Versicherung 
des berechtigten Ehegatten nicht erfüllt sind. 

(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt 
berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch 
die Entscheidung des Familiengerichts begrün- 
deten Anwartschaften. Dieser Monatsbetrag er- 
höht sich bei einem Soldaten um die Hundert- 
sätze der nach dem Zeitpunkt des. Eintritts der 
Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags bis zum 
Zeitpimkt des Eintritts in den Ruhestand ein- 
getretenen Erhöhungen der soldatenrechtlichen 
Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen fest- 
gesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts ln den 
Ruhestand an, bei einem Soldaten im Ruhestand 
vom Zeitpunkt des Eintritts der Rechtshängigkeit 
des Scheidungsantrags an, erhöht sich der Kür- 
zungsbetrag dn dem Verhältnis, in dem sich das 
Ruhegehalt vor Anwendung von Rühens-, Kür- 
zungs- und Anrechnungsvorschriften durch An- 
passung der Versorgungsbezüge erhöht. 
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(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und 
Waisengeld berechnet sich aus dem Kürzungsbe- 
trag nach Absatz 2 für das Ruhegehalt, das der 
Soldat erhalten hat oder hätte erhalten können, 
wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten 
wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen- oder 
Waisengeldes. 

(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 125 Abs. 2 oder 
3 des Bundesbeamtengesetzes wird nicht gekürzt. 

§55d 

(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach 
§ 55 c kann von dem Soldaten bis zum Eintritt in 
den Ruhestand ganz oder teilweise durch Zah- 
lung eines Kapitalbetrages an den Dienstherm 
abgewendet werden. 

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag 
angesetzt, der auf Grund des Beschlusses im Ver- 
fahren nach § 621 f der Zivilprozeßordnung zur 
Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte 
Rente zu leisten gewesen wäre, erhöht um die 
Hundertsätze der nach dem Tage, an dem der 
Beschluß erlassen worden ist, bis zum Tage der 
Zahlung des Kapitalbetrages eingetretenen Erhö- 
hungen der Versorgungsbezüge, die in festen Be- 
trägen festgesetzt sind. 


(3) Bei teilweiser Zahlimg vermindert sich die 
Kürzung der Versorgungsbezüge in dem entspre- 
chenden Verhältnis; der Betrag der teilweisen 
Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbe- 
züge des Soldaten nicht unterschreiten." 


(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 55d 

(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach 
§ 55 c kann von dem Soldaten oder Soldaten im 
Ruhestand ganz oder teilweise durch Zahlung 
eines Kapitalbetrages an den Dienstherrn abge- 
wendet werden, 

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag 
angesetzt, der auf Grund der Entscheidung des 
Familiengerichts nach § 1587 b Abs. 2 des Bürger^ 
liehen Gesetzbuchs zur Begründung der Anwart- 
schaft auf die bestimmte Rente zu leisten gewe- 
sen wäre, erhöht um die Hundertsätze der nach 
dem Tage, an dem die Entscheidung des Familien- 
gerichts ergangen ist, bis zum Tage der Zahlung 
des Kapitalbetrages eingetretenen Erhöhungen 
der Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen 
festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand an, bei einem Soldaten im Ruhe- 
stand von dem Tage, an dem die Entscheidung 
des Familiengerichts ergangen ist, erhöht sich 
der Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich 
das Ruhegehalt vor Anwendung von Rühens-, 
Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch 
Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht. 

(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich die 
Kürzung der Versorgungsbezüge in dem entspre- 
chenden Verhältnis; der Betrag der teilweisen 
Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbezüge 
des Soldaten oder des Ruhegehalts des Soldaten 
im Ruhestand nicht unterschreiten." 

(2) unverändert 

Artikel 4a 

Erstattung von Verwaltungskosten 

Der zuständige Träger der Versorgungslast er- 
stattet die Verwaltungskosten, die dem Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung auf Grund der hach 
§ 1587 b Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs be- 
gründeten Anwartschaftsrechte der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung entstehen. Die Bundesregierung re- 
gelt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates dds Nähere über die Berechnung und 
Durchführung der Erstattung nach § 1304 b Abs. 2 
Satz 2 der Reichsversicherungsordnung, § 83 b Abs. 2 
Satz 2 des Angestellten Versicherungsgesetzes und 
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Artikels 

Übergangs Vorschriften für den Bereich des Bundes 
und der Länder 

(1) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an 

geschiedene Ehegatten richtet sich nach den vor dem 
1 197 . geltenden beamtenrechtlichen Vor- 

schriften, wenn die Ehe vor diesem Zeitpunkt ge- 
schieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt war. 

(2) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an 
geschiedene Ehegatten richtet sich nach den in der 

Zeit vom 1 197 . bis zum 31. Dezember 

1979 geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften, 
wenn die Ehe in diesem Zeitraum geschieden, aufge- 
hoben oder für nichtig erklärt wird. 

Artikel 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit in Absatz 2 nichts 

anderes bestimmt ist, am 1 197 . in Kraft. 

(2) Artikel 2, Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 4 und 
Artikel 4 treten am 1. Januar 1980 in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

den angemessenen Ersatz von Verwaltungskosten; 
sie kann bestimmen, daß die Erstattung durdi Zah- 
lung von Pauschbeträgen abgegolten wird. 

Artikel 5 

Übergangs Vorschriften für den Bereich des Bundes 
und der Länder 

Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an ge- 
schiedene Ehegatten richtet sich nach den vor dem 
1. Januar 1977 geltenden beamtenrechtlichen Vor- 
schriften, wenn die Ehe vor diesem Zeitpunkt ge- 
schieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt war. 


Artikel 6 
unverändert 


Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1977 in Kraft. 

(2) Artikel 4 a Satz 2 tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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